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Wohnungsnot

Scheinlösungen 
verschärfen  
das Problem

Aufrüstung

Herr Putin suche ab 2028 Krieg mit dem 
Westen. Das sagen viele. Aber muss er es 
nicht gerade deshalb früher tun? Bis 2028 

schwinden seine Chancen, falls der Westen end-
lich effektiv rüstet. Oder träumt Putin davon, bis 
2028 die ukrainische Armee umzupolen und 
dann gemeinsam mit ihr zu marschieren? So 
oder so: Die Schweiz muss dringend aufrüsten. 

Deutschland, England, Frankreich, Italien  
und Polen haben je 160 000 bis 200 000 Soldaten. 
Die Schweiz hat in Westeuropa mit rund 100 000 
weitaus am meisten Soldaten pro Einwohner. 
Dumm nur, dass sie keine Drohnen abschiessen 
können. Für die Aufrüstung ist höchste Effizienz 
gefragt. Die dafür naheliegende Lösung ist: mehr 
und bessere Waffen sowie weniger und bessere 
personelle Ressourcen. Wie geht das?

Die Schweiz braucht ältere, erfahrenere 
Soldaten. Ein Grund für die hohe Kampfkraft der 
ukrainischen Armee ist ihr hohes Durchschnitts-
alter. Anfänglich wurden nur über 27-Jährige 
eingesetzt, jetzt auch über 25-Jährige. In der 
Schweiz hingegen haben die meisten Soldaten 
mit 27 ihre Dienstpflicht erfüllt. 

Wie lange Putin noch regiert und ob auch seine 
Nachfolger Krieg suchen werden, ist unklar. Das 
Schweizer Armeemodell muss also langfristig trag-
fähig sein. Das aber ist die heutige Zwangsmiliz 
nicht. Wehrpflichtig sind nur junge Männer. Sie 
stehen im Arbeitsmarkt voll im Wettbewerb mit 
Frauen und Ausländern. Der Anteil Letzterer liegt 
bei über 40 Prozent bei den 30- bis 40-Jährigen.  
Da zugleich nur etwa die Hälfte der Männer ihre 
Pflicht erfüllen, liegt die Last auf rund 15 Prozent 
eines Jahrgangs. Die Wehrgerechtigkeit ist also tot.

Statt so wie heute eine kleine Minderheit im 
Alter von 20 bis 26 zu 245 Tagen – mehr als einem 
Arbeitsjahr – Dienst zu zwingen, ist es klüger, 
Menschen zwischen 20 und etwa 60 als Freiwillige 
zu gewinnen – für angemessen entschädigte  
Milizdienste. Freiwillige sind besser motiviert, 
lernen schneller und bleiben lange im Dienst. So 
steigt die Kampfkraft, sinken die Ausbildungs-
kosten, fliesst mehr ziviles Wissen ins Militär und 
steigt die Altersdurchmischung. Dadurch wird die 
Truppe psychisch robuster, und die militärischen 

Netzwerke gewinnen an Wert. Zudem wäre  
eine solche Armee auch für Frauen, später Ein
gebürgerte und Auslandheimkehrer attraktiv.

Der Übergang zur freiwilligen Miliz geht sanft: 
Langfristig sollten alle Soldaten freiwillig rekrutiert 
werden. Für eine Übergangszeit könnte die Dienst-
pflicht beibehalten werden, aber den besten Sol-
daten am Ende ihrer Dienstpflicht ein attraktives 
Bleibeangebot gemacht werden. Das brächte eine 
schnelle Stärkung der Armee zu sehr tiefen Kosten.

Freiwillige müssen angemessen entschädigt 
werden. Da sie länger in der Armee bleiben und so 
mehr Diensttage pro Ausbildungstag leisten, ist 
eine freiwillige Miliz volkswirtschaftlich weit güns-
tiger als die heutige Zwangsmiliz. Aber die Kosten 
werden offen sichtbar, da sie nicht mehr von den 

Wehrpflichtigen «geschluckt» werden müssen. 
Woher also sollen die finanziellen Mittel für eine 
freiwillige Miliz kommen?

Wer sich jährlich 4 Milliarden Franken für eine 
13. AHV, 8 Milliarden Subventionen für den ÖV 
und ungezählte Milliarden für wertarmen Flatter-
strom leisten kann, der kann sich erst recht das 
beste und volkswirtschaftlich günstigste Armee-
modell leisten. 

Die Finanzierung könnte mit einer indirekten 
Zuwanderungsabgabe erfolgen. Jeder Mensch,  
der in der Schweiz durch seinen 18. Geburtstag 
oder Zuwanderung ins Erwachsenenleben tritt, 
soll einen «Gesellschaftsbeitrag» im Wert von 
50 000 Franken durch Wehrdienst, gemeinnützige 
Arbeit oder einen Finanzbeitrag leisten. Umge
kehrt soll auch der Staat mehr für seine Bürger 
tun. Er soll jedem Kind ein Grundkapital auf-
bauen – durch ein jährliches «Chancengeld»  
von 3000 Franken plus angemessene Verzinsung. 
Das resultierende Grundkapital von rund 65 000 
Franken könnten die Jungen dann  
ab Volljährigkeit für Verschiedenes einsetzen,  
das für ihre Entwicklung und Freiheit wichtig ist: 
Ausbildungskosten, Bezüge in schwierigen 
Lebenslagen wie etwa Arbeitslosigkeit und auch 
die Bezahlung ihres Gesellschaftsbeitrags. Als 
Ergebnis könnten die Jungen frei wählen, ob sie 
Dienst leisten wollen, und die Armee könnte die 
Besten auswählen. So würden alle jungen 
Inländer besser- und den Zuwanderern gleich-
gestellt – und zugleich würde die Zuwanderung 
EU-kompatibel gesteuert.

Falls die Armeeführung weiterhin die Wehr-
pflicht will, könnte man ihr ein Globalbudget von 
10 bis 12 Milliarden Franken (statt heute 6 Milliar-
den) geben; darauf würden pro Diensttag von 
Wehrpflichtigen die wahren volkswirtschaftlichen 
Kosten von 600 bis 1000 Franken angerechnet. 
Wetten, dass dann auch die Armeeführung for-
dert: mehr Waffen und weniger, aber freiwillige 
Soldaten.

Die Schweiz braucht eine freiwillige Miliz

Der Schweizer Wohnungsmarkt ist – vor allem 
in den Städten – historisch angespannt.  
Die Leerwohnungsziffer im Kanton Zürich 

lag diesen Sommer bei nur 0,48 Prozent – wie in  
vielen Städten also de facto eine Vollauslastung. 
Wer heute eine Wohnung sucht, findet in den 
Ballungszentren kaum etwas. Dieser Engpass trifft 
längst nicht mehr nur die tiefen Einkommen, son-
dern vor allem auch die Mittelschicht, Studierende 
und Unternehmen, die Fachkräfte anziehen wollen.

In dieser Situation wird oft nach staatlichen 
Eingriffen gerufen. Eine aktuelle Idee ist das Vor-
kaufsrecht für Gemeinden: Wenn eine Liegenschaft 
den Besitzer wechselt, soll die öffentliche Hand 
zuerst zugreifen können, um günstigen Wohnraum 
zu schaffen. In Zürich kommt die Initiative im 
November an die Urne, und in manchen Kantonen 
ist ein solches Recht bereits eingeführt. Doch die 
Praxis ist ernüchternd: In Genf wurde es kaum 
angewendet, in Lausanne zwar häufiger – doch an 
der angespannten Marktlage änderte es nichts. Ein 
Vorkaufsrecht setzt nämlich am falschen Punkt an. 
Es schafft keine einzige neue Wohnung, sondern 
verschiebt lediglich Eigentum.

Die Ursachen für die Wohnungsnot sind  
deutlich komplexer. Einer der wichtigsten Treiber  
ist neben der Zuwanderung die Veränderung  
der Haushaltsstrukturen: Immer mehr Menschen 
leben allein, ältere Menschen verbleiben länger  
in zu grossen Wohnungen. Parallel dazu hält das  
Neubauvolumen nicht mit. Bauland ist knapp, Bau-
zonenreserven sind kleinräumig zerstückelt und 
nicht dort, wo die Nachfrage am grössten ist.

Erschwerend hinzu kommen die langen 
Bewilligungsverfahren und die Vielzahl an Ein-
sprachen, die selbst gut geplante Projekte über Jahre 
blockieren können. Währenddessen steigen die 
Baukosten, nicht zuletzt durch Fachkräftemangel 
und höhere Materialpreise. Investitionen werden 
damit weniger attraktiv, vor allem wenn gleichzeitig 
Mietregulierungen den Spielraum zusätzlich ein-
schränken. Und dort, wo Verdichtung sinnvoll wäre, 
regt sich oft lokaler Widerstand. All das bremst das 
Angebot aus, während die Nachfrage weiter steigt.

Ein Vorkaufsrecht kann diese strukturellen 
Probleme nicht lösen. Im Gegenteil: Es schafft neue 
Unsicherheiten. Wer investiert noch in Bauprojekte, 
wenn jederzeit die Gefahr besteht, dass die öffent
liche Hand einen Kaufprozess blockiert oder über-
nimmt? Planungsrisiken steigen, Investoren ziehen 
sich zurück, Projekte werden verschoben. Damit 
reduziert sich das Angebot – und die Wohnungen 
werden noch teurer. Zudem bindet der Staat mit  
solchen Käufen enorme Summen an Steuergeldern, 
die dann für Schulen, Infrastruktur oder Digitalisie-
rung fehlen.

Wenn wir die Wohnungsnot wirklich entschärfen 
wollen, müssen wir an den Bremsklötzen ansetzen. 
Bewilligungsverfahren gehören beschleunigt, 
Zonenpläne modernisiert, Verdichtung soll ein-
facher und akzeptierter werden. Private Investitio
nen brauchen verlässliche Rahmenbedingungen 
statt neuer Hürden. Zielgerichtete Förderung kann 
dort helfen, wo der Markt versagt – aber nicht mit 
symbolischen Eingriffen, die nur Rechtsunsicher-
heit schaffen.

Die Schweiz ist erfolgreich, weil sie Eigentums-
rechte schützt, auf Eigeninitiative setzt und Inves
titionen ermöglicht. Wenn wir diesen Weg ver-
lassen, gefährden wir unser Fundament. Wohnraum 
entsteht nicht durch das Umverteilen bestehender 
Häuser, sondern durch Bauen. Wer es ernst meint 
mit bezahlbarem Wohnen, muss den Mut haben, 
die eigentlichen Hindernisse aus dem Weg zu 
räumen – und die Entstehung neuer Wohnungen 
beschleunigen.
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